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Zusammenfassung

Seit dem Jahr 2003 kann der Arbeitgeber die Lohnsteuer einschlieRlich Solidari-
tatszuschlag und Kirchensteuer fir das Arbeitsentgelt aus geringfligigen Beschaf-
tigungen mit einem einheitlichen Steuersatz von 2 % des Arbeitsentgelts entrich-
ten (einheitliche Pauschsteuer). Zentrale Stelle flr das Beitrags- und Meldever-
fahren und den Einzug der einheitlichen Pauschsteuer ist die Minijob-Zentrale in

Essen.

Fur Arbeitsentgelt aus einer geringfligigen Beschaftigung hat der Arbeitgeber ein
Wahlrecht, ob er die einheitliche Pauschsteuer entrichtet oder die Lohnsteuer nach
den elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmalen des Beschaftigten einbehalt und
abfuhrt.

In seinen Bemerkungen 2010 (Nr. 35) empfahl der Bundesrechnungshof, das
Wahlrecht des Arbeitgebers aufzugeben. Es widerspricht nach seiner Auffassung
dem Gedanken einer einfachen Besteuerung. Eine Abschaffung des Wahlrechts
wirde Missbrauch vermeiden helfen. Wurde das Wahlrecht beibehalten, wére ein
aufwendiges Kontrollverfahren zwischen Minijob-Zentrale und Steuerverwaltung
notwendig. Diese Alternative sah der Bundesrechnungshof nur als zweitbeste

LOsung.

Das Bundesministerium der Finanzen lehnte die Abschaffung des Wahlrechts
wegen verfassungsrechtlicher Bedenken ab und verwies hierzu auf eine aus-
stehende Entscheidung des Bundesverfassungsgerichtes. Es bevorzugte ein
elektronisches Kontrollverfahren zwischen Minijob-Zentrale und Steuerverwal-
tung. Mit dem Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales erorterte das Bundes-
ministerium der Finanzen alternativ die Moglichkeit, den Rentenversicherungs-
tragern die Zustandigkeit fur die Prifung des Lohnsteuereinbehalts fur gering-

flgige Beschéftigungsverhéltnisse zu Gbertragen.

Die Einrichtung eines Kontrollverfahrens scheiterte bisher an fehlenden sozialver-
sicherungsrechtlichen Meldepflichten der Arbeitgeber. Das Bundesministerium
fir Arbeit und Soziales lehnte die Ubernahme der Priifungszustandigkeit fiir den
Lohnsteuereinbehalt im Bereich der Minijobs durch die Rentenversicherungs-

trager ab.
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Der Rechnungsprifungsausschuss befasste sich seither in mehreren Sitzungen mit
der Problematik. Zu der Sitzung des Rechnungsprifungsausschusses am
27. Juni 2014 berichtete das Bundesministerium der Finanzen erganzend, mit der
Einflhrung der Lohnsteuer-Nachschau im Jahr 2013 stiinde der Finanzverwaltung

nunmehr eine weitere Prifungsmoglichkeit zur Verfugung.

Der Bundesrechnungshof pladiert weiterhin daftr, das Wahlrecht des Arbeit-
gebers zwischen der Pauschalierung der Lohnsteuer und der individuellen
Besteuerung aufzugeben. Sofern das Bundesministerium der Finanzen dem nicht
folgt, muss es dafir sorgen, dass Missbrauchsmoglichkeiten, die durch das Wahl-
recht er0ffnet werden, wirksam begegnet wird. Das ist bisher nicht der Fall. Mel-
depflichten der Arbeitgeber, die gezielte und umfassende Kontrollen ermdglichen
wiarden, fehlen nach wie vor. Das neue Instrument der Lohnsteuer-Nachschau
leistet zwar einen Beitrag zur Kontrolle, reicht aber alleine nicht aus. Das Bun-
desministerium der Finanzen sollte deshalb gemeinsam mit dem Bundesminis-
terium flr Arbeit und Soziales unverziglich die notwendigen Regelungen und
Verfahren auf den Weg bringen. Hierzu mussen zunachst die gesetzlichen Melde-
pflichten der Arbeitgeber ergénzt und die Daten an die Finanzverwaltung tber-
mittelt werden. Sodann wird das Bundesministerium der Finanzen gegeniber den
Landern darauf dringen mussen, dass die Finanzamter die neuen Kontrollmég-

lichkeiten nutzen.



Berichtsanlass

Der Rechnungsprifungsausschuss bat in seiner Sitzung am 27. Juni 2014 den
Bundesrechnungshof zu untersuchen, wie und mit welchem Ergebnis die Finanz-
amter die Kontrolle der zutreffenden steuerlichen Behandlung von geringfligig
Beschéftigten (Mini-Jobs) durchfihren. Der Bundesrechnungshof hat das
Prifungsamt des Bundes Minchen (Prifungsamt) beauftragt, die Untersuchung
durchzufthren. Ferner forderte der Ausschuss das Bundesministerium der Finan-
zen (BMF) auf:

1. einen Vorschlag zu erarbeiten, ob und wie das Wahlrecht des
Arbeitgebers zur individuellen Besteuerung von Minijobs anstelle einer

pauschalen Besteuerung entfallen kann,

2. gemeinsam mit dem Bundesministerium fir Arbeit und Soziales (BMAS) zu
priifen, die Prifungskompetenz fir die ordnungsméRige Erhebung der ein-
heitlichen Pauschsteuer mittelfristig auf die Rentenversicherungstrager zu

Ubertragen,

3. gemeinsam mit dem BMAS einen Vorschlag zu erarbeiten, um zielgerichtete

Prafhinweise der Knappschaft an die Finanzverwaltung zu ermdoglichen.

Allgemeines

Anstelle der Besteuerung des Arbeitslohnes nach den elektronischen Lohnsteuer-
abzugsmerkmalen (ELStAM) kann der Arbeitgeber seit dem Jahr 2003 bei gering-
fugigen Beschaftigungen die Lohnsteuer einschlieBlich Solidaritatszuschlag und
Kirchensteuer mit einem einheitlichen Pauschsteuersatz von insgesamt 2% des
Arbeitsentgelts erheben (8§ 40a Absatz 2 EStG). Geringflgig ist eine Beschéaf-
tigung danach, wenn das Arbeitsentgelt regelméBig im Monat 450 Euro (bis
31. Dezember 2012 400 Euro) nicht tibersteigt.' Bei geringfiigig Beschaftigten ist
der Arbeitgeber zudem in jedem Fall verpflichtet, pauschale Beitrdge zur gesetz-

lichen Rentenversicherung zu entrichten.

1

88 8 Absatz 1 Nr. 1, 8a SGB IV.
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Bei § 40a Absatz 2 EStG handelt es sich um eine ,,Kann-Vorschrift“. Unter Ver-
zicht auf den Abruf der ELStAM kann der Arbeitgeber fir Arbeitsentgelt aus
einer geringfligigen Beschéftigung die einheitliche Pauschsteuer entrichten.

Die Pauschsteuer ist ein Besteuerungsverfahren eigener Art, bei der der Arbeit-
geber der Steuerschuldner ist. Nur dem Arbeitgeber und weder der Finanzverwal-
tung noch dem Arbeitnehmer obliegt die Entscheidung, die Pauschalierung zu
wéhlen. Hat der geringfligig beschaftigte Arbeitnehmer Lohnsteuerabzugsmerk-
male mit der Steuerklasse I, I1, I11 oder 1V, ist dies fir den Arbeitgeber gunstiger,
weil aufgrund der niedrigen Einkiinfte keine Lohnsteuer anféllt, so dass sich der

Arbeitgeber die Pauschsteuer ersparen kann.

Die Pauschalbeitrage zur Sozialversicherung und die einheitliche Pauschsteuer hat
der Arbeitgeber an die Minijob-Zentrale als einheitliche Einzugsstelle anzumelden
und abzufiihren. Nach Angaben der Minijob-Zentrale sind derzeit im unternehme-
rischen Bereich rund 6,9 Mio. Minijobber und in Privathaushalten rund 285 000
Minijobber gemeldet.

Feststellungen und Empfehlungen des Prifungsamtes zur
Besteuerung geringfligig Beschaftigter im Jahr 2009

Wahlrecht des Arbeitgebers

Das Prifungsamt hatte im Auftrag des Bundesrechnungshofes im Jahr 2009
geprift und dabei festgestellt, dass das Wahlrecht des Arbeitgebers dem Verein-
fachungsgedanken der einheitlichen Pauschsteuer entgegensteht und zudem Miss-
brauchsmdglichkeiten eroffnet. Er hatte festgestellt, dass die Einnahmen aus
pauschalierter Steuer im Jahre 2008 um 60 Mio. Euro unter dem Betrag lagen, der
bei einer Abfiihrung dieser Steuer fur alle Arbeitsentgelte zu erwarten gewesen
waére, flur die auch ein pauschaler Beitrag zur Rentenversicherung entrichtet
werden musste. Inwieweit diese Differenz auf eine zul&ssige Inanspruchnahme
des Wahlrechts zwischen pauschaler Besteuerung und Besteuerung nach der
damaligen Lohnsteuerkarte zurtickgeht, lie sich nicht ermitteln. Es lagen Hin-
weise vor, dass Arbeitgeber unrechtmélig keine Pauschsteuer an die Minijob-

Zentrale abfiihrten, obwohl ihnen keine Lohnsteuerkarte vorlag.
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Das Prifungsamt hatte dem BMF empfohlen, das Wahlrecht des Arbeitgebers
aufzugeben und die Pauschalierung zwingend fur alle Falle vorzusehen, in
denen die Pauschalierung der Rentenversicherungsbeitrage fur geringfiigige

Beschéftigungsverhéltnisse gesetzlich vorgeschrieben ist.

Lohnsteuerliches Mitteilungsverfahren

Die Referatsleiter Lohnsteuer der obersten Finanzbehorden der Lander
hatten schon im Jahr 2003 gefordert, ein elektronisches lohnsteuerliches Mittei-
lungsverfahren zwischen der Minijob-Zentrale und den Lé&nderfinanzverwal-
tungen einzurichten. Im Rahmen des Verfahrens sollten der Finanzverwaltung
insbesondere diejenigen Arbeitgeber mitgeteilt werden, welche von der Pauscha-
lierungsmaoglichkeit keinen Gebrauch gemacht haben. In diesen Fallen sollten die

Finanzadmter die zutreffende Lohnversteuerung prifen.

Arbeitgeber im unternehmerischen Bereich missen im Meldeverfahren zur
Sozialversicherung fiir die einzelnen Minijobs Angaben zur Person des Beschéf-
tigten, zum Arbeitgeber und zum Arbeitsverhaltnis machen.? Die Meldungen
sehen keine Angaben daruber vor, ob die Besteuerung des Arbeitsentgelts nach
den allgemeinen Vorschriften mit ELStAM erfolgen soll oder ob von der

Pauschalierungsméglichkeit Gebrauch gemacht werden soll.

Weil in den Meldungen zur Sozialversicherung Angaben zur gewéhlten Form der
Besteuerung nicht vorgesehen sind, war es der Minijob-Zentrale nicht moglich,
entsprechende Mitteilungen an die Finanzverwaltung zu machen. Letztendlich
scheiterte deshalb die Einrichtung eines Kontrollverfahrens zwischen der Minijob-

Zentrale und den Finanzamtern.

Sofern das Wahlrecht des Arbeitgebers bestehen bleiben sollte, hatte das
Prufungsamt gefordert, ein elektronisches Mitteilungsverfahren zwischen der
Minijob-Zentrale und der Finanzverwaltung zu ermdéglichen. Dazu mdssten die
sozialversicherungsrechtlichen Meldepflichten angepasst werden. Die Arbeitgeber
missten in den fir jeden Beschéftigten in elektronischer Form abzugebenden
Meldungen Angaben zur gewéhlten Form der Besteuerung machen. Zum Zwecke
der eindeutigen ldentifizierung mussten die Meldungen auch das Indentifika-

tionsmerkmal des geringfuigig Beschéftigten enthalten.

Im Einzelnen vgl. 8 28a SGB IV.
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AuRenprufungen bei Arbeitgebern mit geringfligig Beschéaftigten
Das Prifungsamt hatte auf’erdem festgestellt, dass die Finanzamter bei Lohn-
steuer-AuBRenprifungen der Einbehaltung der einheitlichen Pauschsteuer nur
wenig Beachtung schenkten, was auf die — im Vergleich zur reguléren Lohnsteuer
— geringen Betrage zurlickzufuhren sein durfte. Arbeitgeber, die ausschlieBlich
geringfligig Beschéftigte haben, werden nicht in die Prifungspléne der Lohn-

steuer-Aulenpriifungen einbezogen und bleiben somit ungepriift.

Die Trager der Rentenversicherung prifen mindestens alle vier Jahre bei den
Arbeitgebern, ob diese ihre sozialversicherungsrechtlichen Pflichten ordnungs-
gemaR erfiillen.® Dabei werden auch Betriebe gepriift, die ausschlieRlich gering-
flgig Beschéftigte haben.

Alternativ hatte das Prufungsamt deshalb vorgeschlagen, das Prifungsvakuum
durch die Lohnsteuer-Aulenpriifung dadurch auszugleichen, indem den Renten-
versicherungstragern die Prifungszustandigkeit fur die zutreffende Besteuerung

von Minijobbern tbertragen wird.

Bemerkung des Bundesrechnungshofes 2010

In seinen Bemerkungen 2010 (Nr. 35) empfahl der Bundesrechnungshof, das
Wahlrecht des Arbeitgebers, den Lohnsteuereinbehalt nach den individuellen
Lohnsteuerabzugsmerkmalen der Arbeitnehmer anstelle der 2-prozentigen
Pauschalierung vorzunehmen, aufzugeben. Das Wahlrecht von Arbeitgebern bei
der Besteuerung von Minijobs widerspricht nach seiner Auffassung dem Gedan-
ken einer einfachen Besteuerung. Eine Abschaffung des Wahlrechts wirde Miss-
brauch vermeiden helfen und bei Bund und L&ndern zudem zu Steuermehr-
einnahmen von jahrlich bis zu 60 Mio. Euro fihren. Wirde das Wahlrecht beibe-
halten, wére ein aufwendiges Kontrollverfahren zwischen Minijob-Zentrale und
Steuerverwaltung notwendig. Diese Alternative sah der Bundesrechnungshof nur
als zweitbeste Ldsung.

3

§28p SGB IV.
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Beratungen im Rechnungsprifungsausschuss

Der Rechnungsprufungsausschuss nahm die Bemerkung am 27. Mai 2011 zur
Kenntnis. In mehreren Sitzungen forderte der Ausschuss das BMF auf, darauf
hinzuwirken, die Kontrollméglichkeiten, ob der Arbeitgeber fiir den Minijob die

Lohnsteuer zutreffend einbehalten hat, zu verbessern.

Zu der Sitzung des Rechnungsprifungsausschusses am 27. Juni 2014 berichtete
das BMF am 10. April 2014, dass sich die Kontrollmoglichkeiten der Finanzver-
waltung verbessert hatten. Mit der Einflihrung der Lohnsteuer-Nachschau (8§ 42¢
EStG) stunde der Finanzverwaltung eine weitere Prifungsmoglichkeit zur Verfi-
gung. Das BMF werde sich dafiir einsetzen, dass in einem mit den Landern zu
erarbeitenden Anwendungsschreiben zur Lohnsteuer-Nachschau auf die Moglich-
keit zur Kontrolle geringfligiger Beschéaftigungsverhéltnisse hingewiesen werde.
Weitere Madglichkeiten, geringfiigige Beschéaftigungsverhéltnisse daraufhin zu

kontrollieren, ob die Lohnsteuer abgeflihrt worden sei, bestlinden nicht.

Zu der Mdoglichkeit, das Wahlrecht des Arbeitgebers aufzugeben, verwies das
BMF ergénzend auf einen Vorlagebeschluss des Bundesfinanzhofes an das Bun-
desverfassungsgericht. Der Bundesfinanzhof halt es fur verfassungswidrig, wenn
ein Arbeitgeber Einkommensteuer fur Einkinfte zahlen muss, die andere Rechts-
subjekte — ndmlich seine Arbeitnehmer — erzielt haben, ohne dass er die Mdglich-
keit hat, die Einkommensteuer seinen Arbeitnehmern zu belasten. Die Entschei-

dung des Bundesverfassungsgerichtes steht noch aus.

Untersuchung der Kontrolle der zutreffenden Besteuerung von
geringflgig Beschaftigten

Das Prufungsamt hat im Auftrag des Bundesrechnungshofes alle Lander schrift-
lich um Auskunft gebeten, inwieweit diese Lohnsteuer-Nachschauen durchfihren
und in welchen Féllen davon die steuerliche Behandlung von Minijobs geprift
wurde. Ergénzend hierzu hat das Priifungsamt ortliche Erhebungen bei vier Fi-

nanzédmtern in Hessen und Niedersachsen durchgefiihrt.

Lohnsteuer-Nachschau
Mit §42g EStG ist durch das Amitshilferichtlinie-Umsetzungsgesetz vom

26. Juni 2013 die Lohnsteuer-Nachschau neu in das EStG eingefligt worden. Die
Anderung ist zum 30. Juni 2013 in Kraft getreten. Die Lohnsteuer-Nachschau soll

der Sicherstellung einer ordnungsgeméRen Einbehaltung und Abflihrung der
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Lohnsteuer dienen. Sie ist ein besonderes Verfahren zur zeitnahen Aufklarung
steuererheblicher Sachverhalte. Es bedarf weder einer Prifungsanordnung noch
einer Schlussbesprechung oder eines Prifungsberichts.

Mit der Nachschau beauftragte Amtstrédger der Finanzbehdrden kénnen dazu ohne
vorherige Ankiindigung Grundstlicke und Raume von Personen, die eine gewerb-
liche oder berufliche Téatigkeit austiben, wahrend der Geschafts- und Arbeitszeiten
betreten.

Die von der Lohnsteuer-Nachschau betroffenen Arbeitgeber haben im Rahmen
ihrer Mitwirkungspflichten auf Verlangen Lohn- und Gehaltsunterlagen, Auf-
zeichnungen, Biicher, Geschaftspapiere und andere Urkunden Uber die der Lohn-
steuer-Nachschau unterliegenden Sachverhalte vorzulegen und Auskiinfte zu

erteilen, soweit dies zur Feststellung steuerlicher Folgerungen zweckdienlich ist.

Nach dem inzwischen ergangenen und verdffentlichten Anwendungsschreiben zur
Lohnsteuer-Nachschau ist Gegenstand der Nachschau ausdriicklich auch die Pri-
fung der Besteuerung von geringfiigig Beschaftigten.”

Ergebnisse der Landeranfragen
Das Prifungsamt bat die Lander um schriftliche Beantwortung u. a. folgender
Fragen:

1. Seit wann werden in IThrem Land Lohnsteuer-Nachschauen durchgefiihrt?

2. Wie viele Lohnsteuer-Nachschauen sind seit der Einfuhrung in Ihrem Land
bis zum 31. Mai 2015 durchgefuhrt worden?

4. Wurden seit der Einfihrung der Lohnsteuer-Nachschauen Prifungen der
steuerlichen Behandlung von Minijobs durchgefihrt (Wenn ja, bitte mit

Angabe der gepruften Steuerpflichtigen)?

4

BMPF-Schreiben vom 16. Oktober 2014, BStBI | 2014, S. 1408.
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Lohnsteuer-Nachschauen in den Landern bis 31. Mai 2015
Land Anzahl Nachschauen davon Prufung Minijobs
Nordrhein-Westfalen 0 0
Bremen 2 1
Berlin 12 1
Hamburg 13 0
Saarland 15 keine Angabe mdglich
Brandenburg 16 1
oo 2 :
Bayern 28 keine Angabe moglich
Rheinland-Pfalz 40 1
Schleswig-Holstein 48 0
Thiringen 48 2
Sachsen 113 5
Baden-Wrttemberg 115 6
Sachsen-Anhalt 116 0
Niedersachsen 369 8
Hessen 1.036 keine Angabe mdglich
gesamt 1.995 25

Die Lander wiesen darauf hin, dass Lohnsteuer-Nachschauen bis zur Abstimmung
und Veroffentlichung der allgemeinen Verfahrensgrundsatze in dem o. a. BMF-
Schreiben fur die Lohnsteuer-Nachschau in nur unerheblichem Umfang stattge-
funden hatten. Zudem seien die von der Vordruckkommission Lohnsteuer neu
erstellten Muster fur die Lohnsteuer-Nachschau erst sehr spét zur Verfugung

gestellt worden.

Feststellungen bei den Finanzamtern

Die vier Finanzdmter, bei denen das Prifungsamt ortliche Erhebungen durch-
fuhrte, fingen erst Ende des Jahres 2014 an, Lohnsteuer-Nachschauen durchzu-
fuhren. In Hessen flhrten die Lohnsteuer-AulRenprifungsstellen der Betriebs-
statten-Finanzamter die Nachschauen durch. In Niedersachsen nahmen auch die
Bediensteten der Lohnsteuer-Arbeitgeberstelle die Aufgabe wahr.



12
Insgesamt hatten die aufgesuchten Finanzamter bis zum Stichtag 31. Mai 2015 bei
89 Arbeitgebern Lohnsteuer-Nachschauen durchgefihrt. In 15 Fallen (17 %) war
die Prufung der steuerlichen Behandlung von Minijobs Gegenstand der Lohn-
steuer-Nachschau. Anlass waren Mitteilungen der Minijob-Zentrale Gber den Ein-
tritt von Arbeitnehmern in die Versicherungspflicht in der Rentenversicherung,
wenn die Betriebsprufung der Rentenversicherungstrager festgestellt hatte, dass
die Geringflgigkeitsgrenzen tberschritten wurden. Mit dem Eintritt der Versiche-
rungspflicht entféllt die Grundlage, die einheitliche Pauschsteuer zu zahlen. Die
Finanzdmter haben zu prifen, ob eine Regelbesteuerung durchzufihren ist.
Bestanden bei den Arbeitgeberstellen Zweifel bei der Sachverhaltsaufklarung,
veranlassten sie eine Lohnsteuer-Nachschau. Bei der Lohnsteuer-Nachschau
lieRen sich die Beauftragten Lohn- und Gehaltsunterlagen vorlegen und vergewis-
serten sich, dass die Besteuerung der Léhne nunmehr zutreffend erfolgte, bzw.
erforderliche Anderungen vorgenommen wurden. In den eingesehenen Fillen
hatten die Arbeitgeber die Besteuerung nach den ELStAM korrekt durchgefunhrt.
Weiterer Anlass fur die Durchfihrung einer Lohnsteuer-Nachschau waren
die sogenannten ,,Erfolglosmeldungen® der Minijob-Zentrale an die Finanzamter.
Bei einer geringfligigen Beschéftigung ergibt sich durch die im Rahmen der
Arbeitgeberprifung durch die Rentenversicherungstrager rickwirkend beitrags-
pflichtig gestellten Arbeitsentgelte grundsatzlich auch eine Nachforderung der
einheitlichen Pauschsteuer. Die Pflicht zur Nachzahlung entféllt, wenn die Lohn-
steuer bereits tber die ELStAM abgerechnet worden ist. Die Minijob-Zentrale
fordert den Arbeitgeber auf zu erkldren, ob er die Regelbesteuerung gewahlt hat.
Zeigt der Arbeitgeber weder die nachzuzahlende Pauschsteuer an, noch bestétigt
er die Regelbesteuerung, uUbersendet die Minijob-Zentrale dem Betriebsstatten-
finanzamt hiertiber eine Mitteilung (sogenannte Erfolglosmeldung) und bittet um
weitere Veranlassung in eigener Zustandigkeit. Soweit Arbeitgeber auch gegen-
Uber dem Finanzamt nicht erklarten, wie sie die Nachversteuerung durchgefiihrt
hatten, ermdglichten die Lohnsteuer-Nachschauen eine Klarung der Sachverhalte.
Regelmé&Rig hatten die Arbeitgeber fiir ihre Arbeitnehmer die Regelbesteuerung
nach den ELStAM vorgenommen und den Beauftragten entsprechende Lohn-
steuerbescheinigungen vorgelegt. Vereinzelt hatten die Finanzamter der Minijob-
Zentrale die nachzuerhebende einheitliche Pauschsteuer gemeldet. In einem Fall

hatte ein Arbeitgeber weder die Regelbesteuerung noch die Pauschalierung vor-
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genommen. Bei der Lohnsteuer-Nachschau wahlte er die Pauschalierung. Das
Finanzamt meldete der Minijob-Zentrale nachzufordernde Pauschsteuer in Hohe
von 116 Euro.

Weitere Entwicklung
Im Juni 2015 fand zwischen den Referatsleitern Lohnsteuer der obersten Finanz-
behdrden des Bundes und der L&nder ein Meinungsaustausch zu den Beschlussen

des Rechnungsprufungsausschusses in der Sitzung vom 27. Juni 2014 statt.

Das BMF berichtete, das BMAS lehne weiterhin eine Ubertragung der Priifungs-
kompetenz flr die ordnungsméalige Erhebung der einheitlichen Pauschsteuer bei
geringfligig Beschéftigten auf die Tréger der Rentenversicherung ab.

Jedoch habe das BMAS keine Bedenken, das bestehende Meldeverfahren fir
geringfligig Beschaftigte mit Angaben zur steuerlichen Behandlung des Entgeltes
durch den Arbeitgeber an die Minijobzentrale zu erganzen und ein Ubermitt-
lungsverfahren von der Minijobzentrale an die Finanzverwaltung entwickeln zu
lassen. Die Lander wollen ein elektronisches Ubermittlungsverfahren nur fir die
Arbeitnehmer im unternehmerischen Bereich (nicht in Privathaushalten)
anstreben, fir deren Arbeitsentgelte die einheitliche Pauschsteuer nicht erhoben

worden ist.

Wirdigung und Empfehlungen

Der Bundesrechnungshof bleibt dabei: Das Ziel der Vereinfachung durch die
Mini-Job-Regelung wird am besten durch die Streichung des Wahlrechts des
Arbeitgebers erreicht, statt der pauschalen eine individuelle Versteuerung zu
wéhlen. Denn damit entfielen sowohl Missbrauchsméglichkeiten als auch der
Bedarf zu burokratischen Kontrollverfahren, um diesen Missbrauchsmaoglich-

keiten entgegen zu wirken.

Der Bundesrechnungshof pladiert deshalb weiterhin daftir, das Wahlrecht des
Arbeitgebers zwischen der Pauschalierung der Lohnsteuer und der individuellen
Besteuerung aufzugeben. Sofern das Bundesministerium der Finanzen dem nicht
folgt, muss es dafir sorgen, dass Missbrauchsmoglichkeiten, die durch das Wahl-
recht er0ffnet werden, wirksam begegnet wird. Das ist bisher nicht der Fall. Mel-
depflichten der Arbeitgeber, die gezielte und umfassende Kontrollen ermdglichen
wiarden, fehlen nach wie vor. Das neue Instrument der Lohnsteuer-Nachschau

leistet zwar einen Beitrag zur Kontrolle, reicht aber alleine nicht aus. Das Bun-
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desministerium der Finanzen sollte deshalb gemeinsam mit dem Bundesminis-
terium flr Arbeit und Soziales unverziglich die notwendigen Regelungen und
Verfahren auf den Weg bringen. Hierzu missen zunéchst die gesetzlichen Melde-

pflichten der Arbeitgeber erganzt werden.

AuBerdem ist ein Ubermittlungsverfahren zwischen Minijob-Zentrale und
Finanzverwaltung einzurichten. Dadurch erféhrt die Finanzverwaltung welche
Arbeitgeber von der Pauschalierungsmoglichkeit keinen Gebrauch gemacht
haben. Sie kann dann z. B. im Rahmen der Lohnsteuer-Nachschau oder der
Aulenprifung feststellen, ob die individuelle Lohnversteuerung zutreffend
erfolgte. Das BMF wird gegenuber den L&ndern darauf zu dringen haben, dass die

Finanzamter diese neuen Kontrollmdglichkeiten nutzen.

Stellungnahme des BMF

Das BMF hat auf eine Stellungnahme verzichtet.

Bur Korn



	0  Zusammenfassung
	1  Berichtsanlass
	2 Allgemeines
	3 Feststellungen und Empfehlungen des Prüfungsamtes zur  Besteuerung geringfügig Beschäftigter im Jahr 2009
	3.1 Wahlrecht des Arbeitgebers
	3.2 Lohnsteuerliches Mitteilungsverfahren
	3.3 Außenprüfungen bei Arbeitgebern mit geringfügig Beschäftigten

	4 Bemerkung des Bundesrechnungshofes 2010
	5 Beratungen im Rechnungsprüfungsausschuss
	6 Untersuchung der Kontrolle der zutreffenden Besteuerung von geringfügig Beschäftigten
	6.1 Lohnsteuer-Nachschau
	6.2 Ergebnisse der Länderanfragen
	6.3 Feststellungen bei den Finanzämtern
	6.4 Weitere Entwicklung

	7 Würdigung und Empfehlungen
	8 Stellungnahme des BMF

